
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 23.02.2024 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 043/610-13 

Vorlage: 043/2024/0014 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Stadtrat Nierstein 12.03.2024 10 Öff.    

Bauwesen und Stadtsanierung 
Nierstein 

23.04.2024 1 Öff.    

Stadtrat Nierstein 05.06.2024 4 Öff.    

 
    

 
Stadt Nierstein; Bauleitplanverfahren Bebauungsplan "Am Fäulingsbrunnen-Süd, 1. Ände-
rung";   
A. Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen aus der förmli-
chen und anschließenden erneuten beschränkten Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung; 
Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB  
B. Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 
 
Beschlussvorschlag: 
 
A)  
Der Stadtrat hat im baurechtlichen Verfahren zum Bebauungsplan „Am Fäulingsbrunnen-Süd, 1. Än-
derung“ die aus der förmlichen und der anschließenden erneuten beschränkten Öffentlichkeits- und 
Trägerbeteiligung vorgebrachten Stellungnahmen der Privatpersonen, der Behörden und der Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB zur Kenntnis genom-
men, sie beraten und gegeneinander sowie untereinander gerecht abgewogen. Der Stadtrat beschließt 
gemäß § 1 Abs. 7 BauGB den Abwägungsvorschlag in der vorliegenden Fassung.  
 
B) 
Der Stadtrat beschließt den Bebauungsplan „Am Fäulingsbrunnen, 1. Änderung“, bestehend aus Plan-
zeichnung mit bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen sowie gestalterischen Textfestsetzungen mit 
Hinweisen, Begründung und Anlagen gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung. 
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Zu A) 
  
Am Bauleitplanverfahren sind die Öffentlichkeit und die Behörden sowie die Träger öffentlicher Be-
lange zu beteiligen. Die Öffentlichkeitsbeteiligung hat zum Ziel, das Abwägungsmaterial zu ermitteln, 
die Öffentlichkeit an dem Planungsprozess zu beteiligen und ihre Einwirkungsmöglichkeiten zu verbes-
sern. In der vollzogenen Beteiligung (Offenlage der Planunterlagen) nach § 3 Abs. 2 BauGB wurde die 
Öffentlichkeit über die Planungsentwürfe informiert. Die Beteiligung der Öffentlichkeit fand im Ver-
waltungsgebäude der Verbandsgemeindeverwaltung Rhein-Selz in Oppenheim statt. 
Eine gleichartige Bedeutung hat die Beteiligung der Behörden. Beteiligt wurden Behörden und Träger 
öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die städtebauliche Planung berührt wird. Die Stadt 
hat gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die Behördenbeteiligung durchzuführen. Die Behörden sind ihrerseits 
verpflichtet, gegenüber der Stadt ihre Stellungnahmen innerhalb eines Monats abzugeben. Die Behör-
den und die sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben über den Bebauungsplan un-
terrichtet. Ihnen wurde Gelegenheit gegeben, sich zum anstehenden Bebauungsplanentwurf zu äu-
ßern. 
 
Der Entwurf des Bauleitplans wurde nach Abschluss der Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung (§ 3 
Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB) geändert.  
Nach den Vorschriften des § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB ist der Bebauungsplanentwurf erneut auszulegen 
und das Verfahren der Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung ist zu wiederholen.  
  
Die im Rahmen der förmlichen und erneuten Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung eingegangenen 
Stellungnahmen wurden, zur Vorbereitung des durch den Stadtrat zu treffenden Abwägungsent-
scheids, durch das beauftragte Planungsbüro inhaltlich geprüft, bewertet, fachlich kommentiert, ge-
geneinander abgewogen und in einer Abwägungstabelle (Wertung der Belange) vorschlagsgemäß zu-
sammengefasst. 
 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 7 BauGB die öffentlichen und privaten Be-
lange gegeneinander und untereinander durch den Stadtrat gerecht abzuwägen. Die Abwägungstabel-
len liegen den Mitgliedern des Gremiums zur Beratung und beschlussmäßigen Abwägung vor. 
 
 
Zu B) 
 
Der Bebauungsplan „Am Fäulingsbrunnen-Süd, 1. Änderung“, bestehend aus der Planzeichnung mit 
bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen sowie gestalterischen Textfestsetzungen mit Hinweisen, 
Begründung und Anlagen ist gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung zu beschließen. 
 
 
Anlage:  (Aus Gründen des Umweltschutzes stehen die Anlagen im Ratsinformation in digitaler 

Fassung zur Verfügung).  
 
  - Auswertung der Stellungnahmen (Abwägungsvorschlag) aus der förmlichen    
       und erneuten Beteiligung  
  - Planzeichnung, Begründung mit Textfestsetzungen und Anlagen  
 
 
  
 
 


